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Gesetzentwurf 
 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetzes NRW 
 
 
A Problem und Regelungsbedarf 
 
Durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 
(BGBl. I S. 882) wird Buch 4 Abschnitt 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches vollständig neu ge-
fasst. Das Gesetz zur Durchführung strafrechtsbezogener Unterbringungen in einem psychi-
atrischen Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt in Nordrhein-Westfalen (StrUG NRW) 
verweist auf einige Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, die von dieser Gesetzesre-
form betroffen sind. Dies erfordert eine redaktionelle Anpassung des StrUG NRW. 
 
B Lösung 
 
Das StrUG NRW ist redaktionell anzupassen. Darüber hinausgehender Änderungsbedarf be-
steht nicht. Die Reform des Bürgerlichen Gesetzbuches führt bei den Vorschriften, auf die das 
StrUG NRW verweist, nicht zu inhaltlichen Änderungen. 
 
C  Alternativen 
 
Keine. 
 
D Kosten 
 
Die rein redaktionellen Änderungen ziehen keine Kosten nach sich. 
 
E Zuständigkeit 
 
Federführend zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/570 

 
 

2 

H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Die rein redaktionellen Änderungen wirken sich nicht auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern aus. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Keine. 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Keine. Durch die redaktionellen Änderungen wird das StrUG NRW inhaltlich nicht geändert. 
 
K Befristung 
 
Keine. § 64 StrUG NRW sieht bereits eine Berichtspflicht vor.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Änderung des 

Strafrechtsbezogenen Unterbringungs-
gesetzes NRW 

 

  

Artikel 1 
 

Das Strafrechtsbezogene Unterbringungs-
gesetz NRW vom 17. Dezember 2021 
(GV. NRW. S. 1494) wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

zur Durchführung strafrechtsbezogener 
Unterbringungen in einem 

psychiatrischen Krankenhaus und einer 
Entziehungsanstalt in  
Nordrhein-Westfalen  

(Strafrechtsbezogenes  
Unterbringungsgesetz NRW –  

StrUG NRW) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Grundsätze 

 
(1) Jede untergebrachte Person ist in ihrer 
Würde und in ihrer persönlichen Integrität zu 
achten und zu schützen. Das Leben im Rah-
men der Unterbringung ist den allgemeinen 
Lebensverhältnissen anzupassen, soweit Si-
cherheitsbelange nicht entgegenstehen. Der 
untergebrachten Person ist Raum und Gele-
genheit zu geben, ihre Individualität erhalten 
und entwickeln zu können. Hierbei sind die 
unterschiedlichen Bedarfe der verschiede-
nen Geschlechter und Geschlechtsidentitä-
ten zu berücksichtigen. 
 
(2) Die untergebrachte Person hat Anspruch 
auf angemessene Unterkunft, Verpflegung, 
Behandlung und Betreuung. 
 
(3) Die untergebrachte Person soll laufend 
durch Anregung und Förderung zur Behand-
lung motiviert werden. Die Einrichtung hat in 
geeigneter Weise auf vertrauensbildende 
Maßnahmen hinzuwirken. Zur Vermeidung 
von Zwangsmaßnahmen sind allen Beschäf-
tigten, die Kontakt zu untergebrachen Perso-
nen haben, regelmäßig Kenntnisse über Ag-
gressionen begünstigende und vermeidende 
Umstände sowie deeskalierend wirkende 
Bewältigungsstrategien zu vermitteln. 
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1. In § 3 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 
„1901a und 1901b“ durch die Angabe 
„1827 und 1828“ ersetzt. 

 

(4) Die §§ 1901a und 1901b des Bürgerli-
chen Gesetzbuches sind zu beachten. Dies 
gilt auch für den in Behandlungsvereinbarun-
gen niedergelegten freien Willen. Der Ab-
schluss von Behandlungsvereinbarungen ist 
anzubieten und zu fördern. Auf die Möglich-
keit zur Niederlegung des Willens in Patien-
tenverfügungen ist hinzuweisen. 
 
(5) Die untergebrachte Person unterliegt den 
in diesem Gesetz vorgesehenen Beschrän-
kungen. Soweit das Gesetz eine besondere 
Regelung nicht enthält, dürfen ihr nur solche 
Beschränkungen auferlegt werden, die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur 
Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Einrichtung, zum 
Schutz der Allgemeinheit vor erheblichen 
Straftaten oder zur Abwehr gesundheitlicher 
Gefahren für die untergebrachten Personen 
oder die Allgemeinheit unerlässlich sind. Alle 
vorzunehmenden Einschränkungen müssen 
in einem inhaltlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit ihrem Anlass stehen. Sie dür-
fen die betroffene untergebrachte Person 
nicht mehr und nicht länger als erforderlich 
beeinträchtigen. Alle Eingriffe in die Rechte 
einer untergebrachten Person sind schriftlich 
oder elektronisch festzuhalten und zu be-
gründen. Sie sollen der untergebrachten 
Person unverzüglich bekanntgegeben und 
erläutert werden. Eine Einschränkung von 
Rechten in disziplinarischer Absicht ist nicht 
zulässig. 
 
(6) Beschäftigte dürfen eine Anordnung nicht 
erteilen oder befolgen, wenn dadurch Rechte 
der untergebrachten Person verletzt würden. 
Erteilen oder befolgen Beschäftigte sie den-
noch, sind sie hierfür verantwortlich, wenn 
sie die Rechtsverletzung erkennen oder 
diese wegen Offensichtlichkeit hätten erken-
nen müssen. Bedenken der Beschäftigten 
gegen die Rechtmäßigkeit von Anordnungen 
sind den Anordnenden oder den Vorgeset-
zen vorzutragen. 
 
(7) Für eine sorgfältige und den Zielen dieses 
Gesetzes entsprechende Dokumentation, 
insbesondere der Behandlungs- und Siche-
rungsmaßnahmen, ist Sorge zu tragen. 
Sämtliche wesentlichen Maßnahmen sind zu 
dokumentieren. 
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2. § 9 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 4 werden die Wörter 
„1901a Absatz 1 Satz 1“ durch die 
Wörter „1827 Absatz 1 Satz 1“ er-
setzt. 

 

 § 9 
Behandlung der Anlasserkrankung 

 
(1) Die untergebrachte Person hat Anspruch 
auf eine individuelle und intensiv durchzufüh-
rende Behandlung ihrer Anlasserkrankung. 
 
(2) Über die diagnostischen Erkenntnisse 
und die angebotene Behandlung ist die un-
tergebrachte Person, oder, falls die unterge-
brachte Person einwilligungsunfähig ist, eine 
zur Einwilligung berechtigte Person entspre-
chend § 630e Absatz 1 bis 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches aufzuklären. Ist die un-
tergebrachte Person minderjährig, ist ihre 
gesetzliche Vertretung auch dann entspre-
chend § 630e Absatz 1 bis 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches über die diagnostischen 
Erkenntnisse und die angebotene Behand-
lung aufzuklären, wenn die minderjährige 
Person einwilligungsfähig ist. § 630e Absatz 
5 des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt ent-
sprechend. 
 
(3) Die Behandlung bedarf der Einwilligung 
der untergebrachten Person entsprechend 
§ 630d des Bürgerlichen Gesetzbuches. Bei 
einem der Behandlung entgegenstehenden 
erklärten oder natürlichen Willen der unter-
gebrachten Person darf die Behandlung 
nach Absatz 1 nicht durchgeführt werden. 
 
(4) Ist die untergebrachte Person einwilli-
gungsunfähig und liegt eine von ihr verfasste 
Patientenverfügung im Sinne des § 1901a 
Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches vor, ist nach dem daraus zu ermitteln-
den Willen zu verfahren. 
 

 
 
b) In Absatz 5 werden die Wörter 

„1901a Absatz 1 Satz 1“ durch die 
Wörter „1827 Absatz 1 Satz 1“ und 
die Angabe „1901a Absatz 2“ durch 
die Angabe „1827 Absatz 2“ ersetzt. 

 

 (5) Ist die untergebrachte Person einwilli-
gungsunfähig und liegt eine Patientenverfü-
gung gemäß § 1901a Absatz 1 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches nicht vor oder 
treffen die Festlegungen einer Patientenver-
fügung nicht auf die aktuelle Situation zu, 
sind die Behandlungswünsche oder der mut-
maßliche Wille der untergebrachten Person 
entsprechend § 1901a Absatz 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuches zu ermitteln. 
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(6) Behandlungsmaßnahmen sowie Aufklä-
rung, Einwilligung und gegebenenfalls die 
Ermittlung des Behandlungswillens oder des 
Wohls sind zu dokumentieren. 
 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 2 wird die Angabe 
„1901a“ durch die Angabe „1827“ 
ersetzt. 

 

 § 10 
Ärztliche Zwangsmaßnahme zur  

Herstellung der  
Selbstbestimmungsfähigkeit 

 
(1) Ist die untergebrachte Person infolge ih-
rer Anlasserkrankung nicht einsichtsfähig 
und kann sie die mit einer Behandlung ver-
bundene Chance auf Besserung nicht erken-
nen oder nicht ergreifen, ist ausnahmsweise 
eine ihrem natürlichen Willen widerspre-
chende ärztliche Zwangsmaßnahme zuläs-
sig. Eine solche Zwangsmaßnahme darf 
ausschließlich mit dem Ziel vorgenommen 
werden, bei der untergebrachten Person die 
Einsichtsfähigkeit als tatsächliche Voraus-
setzungen zur Ausübung freier Selbstbe-
stimmung zu schaffen oder wiederherzustel-
len. 
 
(2) Eine Patientenverfügung gemäß § 1901a 
des Bürgerlichen Gesetzbuches ist zu be-
achten. 
 
(3) Eine ärztliche Zwangsmaßnahme nach 
Absatz 1 darf nur als letztes Mittel und nur 
durchgeführt werden, wenn 
 
1. die vorgesehene Behandlung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg hat, in Art, 
Umfang und Dauer erforderlich und für 
die Beteiligten zumutbar ist, 

 
2.  der für die untergebrachte Person zu er-

wartende Nutzen die mit der ärztlichen 
Zwangsmaßnahme einhergehenden 
Belastungen deutlich überwiegt und 
eine weniger eingreifende Behandlung 
aussichtslos ist, 

 
3.  die Behandlung nicht mit mehr als ei-

nem vernachlässigbaren Restrisiko irre-
versibler Gesundheitsschäden verbun-
den ist, 
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4.  mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne 
Ausübung von Druck durch eine über-
zeugungsfähige und -bereite Person un-
ternommenen Versuche vorausgegan-
gen sind, die Zustimmung der unterge-
brachten Person zu erreichen und 

 
5.  die untergebrachte Person durch eine 

Ärztin oder einen Arzt über das Ob und 
das Wie der vorgesehenen ärztlichen 
Zwangsmaßnahme entsprechend ihrer 
Verständnismöglichkeit aufgeklärt 
wurde. 

 
(4) Die Behandlung wird fachärztlich ange-
ordnet, geleitet und überwacht. Die Anord-
nung erfolgt im Einvernehmen mit der thera-
peutischen Leitung. 
 
(5) Die Vornahme der ärztlichen Zwangs-
maßnahme aufgrund der ärztlichen Anord-
nung bedarf der vorherigen richterlichen Ent-
scheidung unter Hinzuziehung einer exter-
nen Begutachtung. Gerichtliche Zuständig-
keit und gerichtliches Verfahren richten sich 
nach den §§ 121a und 121b des Strafvoll-
zugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581, 2088; 1977 I S. 436) in der jeweils 
geltenden Fassung. Bei Minderjährigen be-
darf sie auch der Zustimmung der sorgebe-
rechtigten Person. 
 
(6) Das Vorliegen der Anordnungsvorausset-
zungen und die ergriffenen Maßnahmen ein-
schließlich ihres Zwangscharakters, der 
Durchsetzungsweise und der Wirkungsüber-
wachung sowie der Untersuchungs- und Be-
handlungsverlauf sind zu dokumentieren. 
Die Aufsichtsbehörde ist über durchgeführte 
ärztliche Zwangsmaßnahmen zeitnah durch 
die untere staatliche Maßregelvollzugsbe-
hörde zu unterrichten, welche im Anschluss 
den gesetzlichen Betreuer und die durch 
eine Vorsorgevollmacht bevollmächtige Per-
son zu informieren hat. Dem Wunsch der un-
tergebrachten Person nach Unterrichtung 
weiterer Personen soll entsprochen werden. 
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(7) Sobald es der Gesundheitszustand der 
von der Zwangsmaßnahme betroffenen Per-
son zulässt, ist ihr eine Nachbesprechung 
über die Behandlung, den Verlauf und die 
daraus zu ziehenden Folgerungen anzubie-
ten und eine Vereinbarung über geeignete 
Hilfen im Wiederholungsfall anzubieten. 
 
(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten für Untersu-
chungen, die im Rahmen der Behandlung 
der Anlasserkrankung erforderlich und mit ei-
nem körperlichen Eingriff verbunden sind, 
entsprechend. 
 
(9) Die Behandlung ist nach Erreichen des 
Behandlungsziels, spätestens jedoch nach 
Ablauf von vier Monaten, zu beenden. Sie ist 
auch zu beenden, wenn im Verlauf der Be-
handlung die erwartete Besserung nicht ein-
tritt und unverzüglich zu beenden, wenn 
schwerwiegende Nebenwirkungen einen Ab-
bruch der Behandlung erforderlich machen. 
Nach Ablauf von jeweils vier Monaten darf 
die Behandlung nur unter den Voraussetzun-
gen der Absätze 1 bis 5 erneut angeordnet 
werden. 
 

 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 10 wird die Angabe 

„1906a“ durch die Angabe „1832“ 
ersetzt. 

 

 (10) Für eine ärztliche Zwangsmaßnahme 
bei Personen, die gemäß § 126a der Straf-
prozeßordnung vorläufig, gemäß § 81 der 
Strafprozeßordnung zur Vorbereitung eines 
Gutachtens oder gemäß § 73 des Jugendge-
richtsgesetzes zur Beobachtung unterge-
bracht sind, gilt § 1906a des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Ärztliche Zwangsmaßnahme zur Abwehr 

einer gegenwärtigen Gefahr 
 

(1) Bei gegenwärtiger Lebensgefahr sowie 
gegenwärtiger schwerwiegender Gefahr für 
die Gesundheit der untergebrachten Person 
oder anderer Personen ist eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme gegen den natürlichen 
Willen der untergebrachten Person zulässig, 
wenn sie zur Einsicht in die Notwendigkeit 
der Maßnahme oder zum Handeln nach die-
ser Einsicht krankheitsbedingt nicht in der 
Lage ist und die ärztliche Zwangsmaßnahme 
der Behandlung der Erkrankung dient. 
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4. In § 11 Absatz 2 wird die Angabe 

„1901a“ durch die Angabe „1827“ er-
setzt. 

 

Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur ange-
ordnet werden, wenn 
 
1.  erfolglos versucht worden ist, die Zu-

stimmung der untergebrachten Person 
zu der Maßnahme zu erwirken, 

 
2.  die Maßnahme zur Abwendung der Ge-

fahr geeignet, in Art, Umfang und Dauer 
erforderlich und für die Beteiligten zu-
mutbar ist, 

 
3.  der von der Maßnahme zu erwartende 

Nutzen für die untergebrachte Person 
die mit der Maßnahme für sie verbunde-
nen Belastungen deutlich überwiegt, 

 
4.  die Behandlung nicht mit einer erhebli-

chen Gefahr für das Leben der unterge-
brachten Person verbunden ist und 

 
5.  bei der Abwehr von Gefahren für andere 

Personen eine Prüfung ergeben hat, 
dass die ärztliche Zwangsmaßnahme 
gegenüber einer besonderen Siche-
rungsmaßnahme nach §§ 32 und 33 
das, abhängig von Dauer und Intensität, 
mildere Mittel ist. 

 
(2) Eine Patientenverfügung gemäß § 1901a 
des Bürgerlichen Gesetzbuches ist zu be-
achten. 
 
(3) § 10 Absatz 4 bis 8 gilt entsprechend. 
Von der Einholung einer richterlichen Ent-
scheidung kann ausnahmsweise abgese-
hen werden, wenn 
 
1.  diese nicht rechtzeitig erreichbar ist, 
2.  eine besondere Sicherungsmaßnahme 

nach §§ 32 und 33 nicht geeignet oder 
nicht ausreichend ist, um die akute Ge-
fährdung bis zur Erreichbarkeit der ge-
richtlichen Entscheidung zu überwinden 
und 

3.  die sofortige ärztliche Zwangsmaß-
nahme zur Vermeidung einer gegen-
wärtigen schwerwiegenden Lebensge-
fahr oder einer gegenwärtigen schwer-
wiegenden Gefahr für die Gesundheit 
der untergebrachten Person oder dritter 
Personen erforderlich ist. 
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(4) Eine richterliche Entscheidung ist unver-
züglich zu beantragen, sofern die unmittel-
bare Lebensgefahr oder schwerwiegende 
Gefahr für die Gesundheit über einen länge-
ren Zeitraum andauert. Die Zwangsbehand-
lung ist zu beenden, soweit keine akute Le-
bensgefahr oder schwerwiegende Gefahr für 
die Gesundheit mehr besteht. Eine weitere 
Zwangsbehandlung der Anlasskrankheit ist 
nur unter den Voraussetzungen des § 10 zu-
lässig und bedarf der vorherigen richterli-
chen Entscheidung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.  In § 12 Absatz 3 wird die Angabe 

„1906a“ durch die Angabe „1832“ er-
setzt. 

 

 § 12 
Behandlung sonstiger Krankheiten,  

Gesundheitsförderung, Hygiene 
 
(1) Eine untergebrachte Person, die nicht o-
der nicht in entsprechendem Umfang kran-
kenversichert ist, hat Anspruch auf Kranken-
behandlung, Vorsorgeleistungen und sons-
tige Maßnahmen, die nicht im Zusammen-
hang mit der Anlasserkrankung stehen, in 
entsprechender Anwendung des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-
kenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 
2482) in der jeweils geltenden Fassung mit 
Ausnahme der §§ 23, 24, 40, 41 und 76. Bei 
der Krankenhausbehandlung nach § 39 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bestimmt 
die Einrichtung das auch unter Sicherheits-
erfordernissen geeignete Krankenhaus. 
 
(2) Für diese Behandlung gelten die §§ 630c 
bis 630h des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
(3) Für die Zulässigkeit und Durchführung 
ärztlicher Zwangsmaßnahmen im Rahmen 
der Behandlung sonstiger Krankheiten gilt 
§ 1906a des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
(4) Die untergebrachte Person ist anzuhal-
ten, auf ihre eigene Gesundheit zu achten 
und auf die Gesundheit der anderen Perso-
nen in der Einrichtung in besonderer Weise 
Rücksicht zu nehmen. Hygienevorschriften 
sind einzuhalten. 
 
(5) Zur Abwehr von erheblichen Gefahren für 
die Gesundheit der in der Einrichtung befind-
lichen Personen ist eine zwangsweise kör-
perliche Untersuchung einschließlich einer 
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Blutentnahme auch ohne Einwilligung der 
untergebrachten Person zulässig. Voraus-
setzung hierfür ist, dass dadurch keine we-
sentliche Gefahr für die Gesundheit der un-
tergebrachten Person zu befürchten ist. Die 
Bestimmungen über die Anwendung des un-
mittelbaren Zwangs gemäß § 35 sind zu be-
achten. 
 
(6) Ist der untergebrachten Person gestattet, 
der Einrichtung über Nacht fernzubleiben, o-
der befindet sie sich in offener Unterbringung 
außerhalb der Einrichtung, bestehen ihre An-
sprüche nach Absatz 1 fort, soweit nicht An-
sprüche gegen einen anderen Versiche-
rungsträger vorgehen. Die Behandlung 
durch eine Ärztin oder einen Arzt und die Be-
handlung in einem anderen Krankenhaus 
außerhalb der Unterbringungseinrichtung 
bedürfen außer in Notfällen der Zustimmung 
der Einrichtung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 38 
Datenübermittlung 

 
(1) Die verantwortlichen Stellen dürfen bei 
Ärztinnen und Ärzten, sonstigen behandeln-
den oder betreuenden Personen, Gerichten, 
Staatsanwaltschaften und Behörden Daten, 
insbesondere Strafurteile, staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungssachverhalte, psychi-
atrische und psychologische Gutachten aus 
gerichtlichen und staatsanwaltlichen Verfah-
ren, den Lebenslauf und Angaben über die 
bisherige Entwicklung sowie Angaben über 
Krankheiten, Körperschäden und Verhal-
tensauffälligkeiten der untergebrachten Per-
son erheben, es sei denn, dass Rechtsvor-
schriften außerhalb der allgemeinen Rege-
lungen über die Berufs- und Amtsverschwie-
genheit dies untersagen. Für besondere Ka-
tegorien personenbezogener Daten im Sinne 
des § 36 Nummer 18 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen gilt dies nur, sofern 
dies zur Aufgabenerfüllung unbedingt erfor-
derlich ist. 
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6.  In § 38 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird 

die Angabe „1896“ durch die Angabe 
„1814“ ersetzt. 

(2) Die verantwortlichen Stellen im Sinne des 
§ 37 Absatz 1 dürfen personenbezogene Da-
ten, sofern Datenübermittlungen nicht nach 
anderen Vorschriften zulässig sind, an Dritte 
übermitteln, soweit dies erforderlich ist 
 
1.  zur Unterrichtung der Strafvollstre-

ckungsbehörde, der Ermittlungsrichterin 
oder des Ermittlungsrichters, des erken-
nenden und des vollstreckenden Ge-
richts, der Führungsaufsichtsstelle oder 
der Bewährungshilfe, 

 
2.  zur Unterrichtung der Aufsichtsbehör-

den, 
 
3.  zur Unterrichtung der zuständigen Stel-

len für die Einleitung oder Durchführung 
eines Verfahrens über die Bestellung ei-
ner rechtlichen Betreuung gemäß 
§ 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
für die untergebrachte Person, 

 
4.  zur Weiterbehandlung der unterge-

brachten Person durch die Einrichtung, 
in die die untergebrachte Person im 
Rahmen der Durchführung der Unter-
bringung verlegt werden soll oder ver-
legt worden ist, 

 
5.  zur Unterrichtung der in § 16 Absatz 3 

genannten Stellen zum Zwecke der Ein-
gliederung der untergebrachten Person, 

 
6.  zur Unterrichtung der zuständigen Poli-

zeidienststellen zum Zweck der Fahn-
dung und Festnahme nach Entwei-
chung einer untergebrachten Person, 

 
7.  zur Unterrichtung der zuständigen Poli-

zeibehörden des Bundes und der Län-
der zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Rechtsgüter innerhalb der 
Einrichtung, 

 
8.  zur Übermittlung von Informationen an 

eine externe Sachverständige oder ei-
nen externen Sachverständigen für die 
Erstellung eines Sachverständigengut-
achtens nach § 4 Absatz 4 oder zur Er-
stellung eines Gerichtsgutachtens, 
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9.  zur Unterrichtung der für die Verfolgung 
und Verhütung von Straftaten zuständi-
gen Stellen zum Zwecke der Verfolgung 
und Verhütung von Straftaten von er-
heblicher Bedeutung sowie zur Abwehr 
von Gefahren für das Leben, die körper-
liche Unversehrtheit, die persönliche 
Freiheit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung Dritter oder vergleichbarer 
Rechtsgüter, 

 
10.  zur Information von Personen, Einrich-

tungen oder im Rahmen der Geltend-
machung von Ansprüchen der Einrich-
tungen oder zur Abwehr von Ansprü-
chen, die gegen die Einrichtung oder 
ihre Beschäftigten gerichtet sind und 

 
11. zur Unterrichtung des Landeskriminal-

amts Nordrhein-Westfalen im Rahmen 
von landesweiten Konzeptionen zum 
Umgang mit den nach diesem Gesetz 
untergebrachten Personen, insbeson-
dere rückfallgefährdeten Sexualstraftä-
tern. 

 
Besondere Kategorien personenbezogener 
Daten gemäß § 36 Nummer 18 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen dürfen 
nur übermittelt werden, sofern die Übermitt-
lung zur Erfüllung der genannten Aufgabe 
unbedingt erforderlich ist. 
 
(3) Datenübermittlungen nach diesem Ge-
setz zu anderen als den in § 37 Absatz 1 ge-
nannten Zwecken sind nur zulässig, wenn 
der konkrete Übermittlungszweck in ange-
messenem Verhältnis zu der Art der Ein-
griffsintensität der Erhebungsform und der 
Art der erhobenen personenbezogenen Da-
ten steht. Ein angemessenes Verhältnis liegt 
regelmäßig vor, wenn die Übermittlung zu 
Zwecken nach Absatz 2 erfolgt oder die 
Stelle, die die Daten empfängt, diese auch 
selbst hätte erheben dürfen. 
 
(4) Die Übermittlung von personenbezoge-
nen Daten, einschließlich derer besonderer 
Kategorien, an die in Absatz 2 genannten 
Stellen darf zur Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung von unbegleiteten Aus-
gängen sowie längerfristigen Aufenthalten 
außerhalb der Einrichtung sowie zur 
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Vorbereitung der Entlassung im Einzelfall 
auch im Rahmen von Fallkonferenzen erfol-
gen, sofern dies zum Zwecke der Sicherung 
des Behandlungserfolges, der Wiederein-
gliederung in das Berufs- oder Sozialleben o-
der zur Abwehr von schwerwiegenden Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit unbe-
dingt erforderlich ist. Der Datenaustausch ist 
hierbei auf das zwingend erforderliche Min-
destmaß zu beschränken. Der Kreis der Be-
teiligten der jeweiligen Fallkonferenz ist auf 
die Personen oder Stellen zu begrenzen, de-
ren Teilnahme im konkreten Einzelfall für die 
Erfüllung des Zweckes der Fallkonferenz 
zwingend erforderlich ist. Die gleichzeitige 
Behandlung von mehreren Fällen in einer 
Fallkonferenz ist nicht zulässig. Die Einrich-
tung dokumentiert die Gründe für die Fall-
konferenz, die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer sowie die wesentlichen Ergebnisse der 
Fallkonferenz. Die im Rahmen der Fallkonfe-
renzen gewonnenen personenbezogenen 
Daten sind in gesonderten Akten oder in per-
sonenbezogenen Dateien zu verarbeiten. 
 
(5) Die Übermittlung personenbezogener 
Daten ist auch zulässig, wenn sie für die Be-
arbeitung von Eingaben, parlamentarischen 
Anfragen oder Aktenvorlageersuchen erfor-
derlich ist und überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person nicht ent-
gegenstehen. Die Übermittlung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten ist 
darüber hinaus nur zulässig, wenn sie zur 
Aufgabenerfüllung unbedingt erforderlich ist. 
 
(6) Die Empfängerin oder der Empfänger 
darf die übermittelten personenbezogenen 
Daten nur für die Zwecke verarbeiten, zu de-
nen sie übermittelt wurden. 
 
(7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit 
der Übermittlung trägt die übermittelnde Ein-
richtung. Fordert die Aufsichtsbehörde zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben von der Einrichtung 
Daten zur Übermittlung an, trägt sie die Ver-
antwortung für die Zulässigkeit der Daten-
übermittlung. 
 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in 
Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeines 
 
Durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 
(BGBl. I S. 882) wird Buch 4 Abschnitt 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches neu gefasst. Das 
Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Das Gesetz zur Durchführung strafrechtsbezogener 
Unterbringungen in einem psychiatrischen Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt in 
Nordrhein-Westfalen (Strafrechtsbezogenes Unterbringungsgesetz NRW – StrUG NRW) ver-
weist auf Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, die infolge der Reform neu gefasst 
werden. Eine inhaltliche Änderung ist damit bei den betroffenen Vorschriften nicht verbunden. 
Es sind daher redaktionelle Folgeänderungen im StrUG NRW umzusetzen. 
 
 
B Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Begründung zu Artikel 1 
 
Artikel 1 setzt redaktionelle Folgeänderungen des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts im StrUG NRW um. 
 
Begründung zu Artikel 2 
 
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Die Anpassungen sollen gleichzeitig mit dem 
Inkrafttreten der Reform des Bürgerlichen Gesetzes in Kraft treten. 
 


